
und „Musterstatut über die Kommissionen für die An­
gelegenheiten Minderjähriger“ aus13.

In diesen Entwürfen, die zur allgemeinen Diskussion 
gestellt wurden, erfahren die Fragen der Teilnahme 
der Werktätigen am Kampf gegen die Verletzung der 
sowjetischen Gesetzlichkeit und der Regeln des sozia­
listischen Zusammenlebens eine weitere Entwicklung 
und Konkretisierung. Der Art. 10 des zuerst genannten 
Gesetzentwurfs verpflichtet das Gericht, die Staatsan­
waltschaft, die Untersuchungsorgane, die Miliz und 
andere Ermittlungsorgane, die Hilfe der Öffentlichkeit 
breiter für das Aufdecken und Beseitigen der Ur­
sachen und Bedingungen, die das Begehen von Ver­
brechen begünstigen, sowie für die Aufklärung der 
Verbrechen und die Fahndung nach dem Verbrecher 
in Anspruch zu nehmen.

Wichtige Gesichtspunkte für den Kreis der straf­
rechtlich zu verfolgenden Handlungen sind in Art. 5 
des angeführten Gesetzentwurfs und in den Art. 6 und 
15 der Bestimmungen über die Kameradschaftsgerichte 
enthalten. Entsprechend dem Art. 6 des Entwurfs für 
ein Musterstatut über die Kameradschaftsgerichte, sind 
letztere nicht nur für Verletzungen der Regeln des 
sozialistischen Zusammenlebens, der Arbeitsdisziplin 
usw. zuständig, sondern ebenfalls für die Bearbeitung 
einiger Verbrechen, die keine große Gesellschaftsgefähr­
lichkeit einschließen, wie geringfügiger Diebstahl staat­
lichen und genossenschaftlichen Eigentums, Beleidigung, 
Verleumdung u. a. Die Übertragung derartiger Sachen 
an die Kameradschäftsgerichte wird von den Gerichts­
und Ermittlungsorganen entschieden. Ihrerseits können 
die Kameradschaftsgerichte das Verfahren an das Ge­
richt abgeben, wenn sie bei der Bearbeitung zu der 
Überzeugung gelangen, daß es notwendig ist, den Ver­
letzer strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Die 
oben genannte Bestimmung lenkt die Aufmerksamkeit 
auf die Notwendigkeit, den Charakter und den Grad 
der Gesellschaftsgefährlichkeit bei der Bestimmung des 
Charakters und der Methoden der Einwirkung auf den 
Rechtsverletzer zu berücksichtigen.

Schließlich soll auch Art. 5 des Gesetzentwurfs „Über 
die Erhöhung der Rolle der Öffentlichkeit im Kampf

is vgl. hierzu die Veröffentlichungen in NJ 1960 S. 42 ff. und 
Staat und Recht J960, Heft 1, S. 170 ff.

gegen die Verletzung der sowjetischen Gesetzlichkeit 
und der Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens“ 
genannt werden, in dem festgelegt ist, daß das Ge­
richt, die Staatsanwaltschaft sowie die Untersuchungs­
und Ermittlungsorgane in Übereinstimmung mit dem 
Staatsanwalt bei Vorliegen von Anträgen öffentlicher 
Versammlungen gesellschaftlicher Organisationen oder 
Kollektive der Werktätigen das Recht haben, das Straf­
verfahren gegenüber Personen, die ein Verbrechen mit 
geringer Gesellschaftsgefährlichkeit begangen haben, 
einzustellen und diese Personen gegen Bürgschaft an 
die Organisation oder das Kollektiv zur Umerziehung 
und Besserung zu übergeben. Diese Art der Einwirkung 
auf die Rechtsverletzer wird in der Praxis auch ange­
wandt und findet immer mehr Zustimmung.

*

Aus weiteren Prinzipien und allgemeinen Bestim­
mungen der Grundlagen der Strafgesetzgebung der 
UdSSR und der Unionsrepubliken gilt es solche her­
vorzuheben, die ausschließlich dem Gericht das Recht 
einräumen, Kriminalstrafen auszusprechen und be­
dingte Strafaussetzung zu gewähren. Erwähnenswert 
ist auch die Begrenzung des Kreises von Handlungen, 
für deren Begehung Höchststrafen verhängt werden 
können wie die Todesstrafe; die Herabsetzung der 
maximalen Fristen der Freiheitsentziehung; die Ver­
stärkung des Kampfes gegen rückfällige Verbrecher; 
die genaue Klärung der Frage über den Kreis der 
Teilnehmer, insbesondere der Ausschluß des Hehlers, 
der vorher seine Mitwirkung an der Verdeckung des 
Verbrechens nicht zugesichert hat, aus dem Kreis der 
Teilnehmer u. a. m.

Die Grundlagen für die Strafgesetzgebung der UdSSR 
und der Unionsrepubliken sind ein wichtiger Akt, der 
den Kampf um die Liquidierung gesellschaftsgefähr­
licher Erscheinungen gewährleistet und die Basis für 
die Erarbeitung einer neuen Strafgesetzgebung der 
Unionsrepubliken darstellt. «Die in ihm enthaltenen 
Grundsätze sind auf die friedliche Sicherung der 
sowjetischen Rechtsordnung und der Interessen der 
Werktätigen in der Periode des entfalteten kommu­
nistischen Aufbaus gerichtet.

(Übersetzt von Agnes M e b n e r  t ,  Berlin)

Dr. HANS LOCH
2. November 1898 - 13. Juli 1960

Am 13. Juli 1960 starb im 62. Lebensjahr der Stell­
vertreter des Vorsitzenden des Ministerrats der Deut­
schen Demokratischen Republik und Vorsitzende des 
Ausschusses für Deutsche Einheit, der Vorsitzende der 
Liberal-Demokratischen Partei Deutschlands, Dr. Hans 
Loch.

Nach dem Studium der Rechtswissenschaft an den 
Universitäten Bonn und Köln war Dr. Loch zunächst 
an verschiedenen Gerichten und dann als Steuersyndi­
kus tätig. Bereits in der Weimarer Republik kämpfte 
er aus tiefer Überzeugung gegen Militarismus, Faschis­
mus und Krieg. Unerschrocken trat er gegen die Anti­
sowjethetze auf und war nach der Zerschlagung des 
Hitlerfaschismus einer der Begründer der Gesellschaft 
für Deutsch-Sowjetische Freundschaft.

Dr. Loch gehört zu jenen verdienstvollen Persönlich­
keiten des fortschrittlichen Bürgertums, die die rich­
tigen Schlußfolgerungen aus der Geschichte zogen und 
sich an der Seite des werktätigen Volkes für die Einheit

und Geschlossenheit aller demokratischen Kräfte ein­
setzten.

Als Oberbürgermeister der Stadt Gotha, dann als 
Justizminister des Landes Thüringen und später als 
Minister der Finanzen der DDR war er aktiv beteiligt 
an der Schaffung antifaschistisch-demokratischer Ver­
hältnisse und an der Gestaltung unserer volksdemo­
kratischen Ordnung. Er stand als nationalgesinnter 
Patriot immer in der ersten Reihe, Schulter an Schulter 
mit den Erbauern des Sozialismus.

„Mit Dr. Hans Loch hat uns ein guter Mensch ver­
lassen, der durch die Lauterkeit seines Herzens und die 
politische Sauberkeit seines Charakters zu einer hoch­
geachteten und von allen fortschrittlichen Menschen 
geehrten Persönlichkeit geworden ist.“ Mit diesen 
Worten würdigte Ministerpräsident Otto Grotewohl das 
Lebenswerk des aufrechten Kämpfers für Frieden und 
Demokratie und des mutigen Streiters für die Men­
schenrechte.
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